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(Angenommen) 

Nachhaltigkeit, auch im Bereich Ernährung, spielt für eine gerechte Gesellschaft eine 
große Rolle. Wir wollen eine Gesellschaft, die nachhaltig und bewusst mit 
Lebensmitteln umgeht. Wir stellen hierzu folgende Forderungen, um eine faire und 
gerechte Verteilung von Lebensmitteln weltweit zu erwirken, um einerseits den 
Überfluss an Lebensmitteln einzudämmen und anderseits den Mangel an 
Lebensmitteln in den Ländern des globalen Südens zu lindern. 

Agrarsubventionen neu ausrichten 

Agrarsubventionen sollen soweit zurückzufahren werden, dass einerseits eine nötige 
Unterstützung von Landwirten und Landwirtinnen stattfindet, um unseren 
Nahrungsmittelbedarf abzudecken, aber anderseits keine Abschottung gegenüber 
Agrarprodukten aus Ländern des globalen Südens stattfindet. Verboten werden soll 
die Subvention auf Lebensmittelexporte in diese Länder. Die Vergabe von 
Agrarsubventionen soll dabei an soziale und ökologische Kriterien gebunden sein, 
um eine sozial gerechte, regionale, ökologisch verträgliche und tiergerechte 
Landwirtschaft zu fördern. 

Agrarkraftstoffanbau kontrollieren  

Agrarkraftstoffe sollen nur auf Flächen angebaut werden, auf denen keine 
Nahrungsmittel oder bedrohte Pflanzenarten wachsen. Nur wenn er dort eingesetzt 
wird, wo die nachwachsenden Rohstoffe wachsen und die Energieausbeute der 
Pflanzen hoch ist, ist der Anbau von Agrarkraftstoffen sinnvoll. So könnte man 
dezentrale und regionale Agrarkraftstoffnetzwerke schaffen, die vor Ort für den 
Treibstoffhaushalt sorgen. KleinbauerInnen und Genossenschaften könnten so 
gefördert werden. Agrarkraftstoff-Varianten, die bei der Erzeugung mehr Energie 
brauchen, als sie bei der Verbrennung bereitstellen, müssen verhindert werden. 

Fair Trade fördern und kritisch begleiten  

Bei Fair-Trade steht eine nachhaltige Entwicklung im Zentrum der Handels-
strukturen und-Praktiken. Jeder und jede soll durch seine Arbeit einen 
menschenwürdigen Lebensstandard erreichen und sein Entwicklungspotential 
entfalten können. 

Die Kleinbauern und Bäuerinnen schließen sich in der Regel in Genossenschaften 
zusammen, in denen sie an allen wichtigen Entscheidungen direkt und demokratisch 
beteiligt sind. Neben der Vermarktung der Produkte setzen sie sich unter anderem 
für soziale Sicherung, Weiterbildung und dem Schutz von natürlichen Ressourcen 

87 

 



 
 
45 
 
 
 
 
50 
 
 
 
 
55 
 
 
 
 
60 
 
 
 
 
65 
 
 
 
 
70 
 
 
 
 
75 
 
 
 
 
80 
 
 
 
 
85 
 
 
 
 
90 
 
 

ein. 

Gleichzeitig muss klar sein, dass sich auch in den Ländern des globalen Nordens nicht 
alle Menschen den Kauf von Fair-Trade-Produkten leisten können. Fair Trade alleine 
kann die Probleme des globalen Kapitalismus nicht lösen. 

Für ein Vergaberecht, das soziale und ökolgische Kriterien berücksichtigt  

Der Staat stellt in unserer Gesellschaft einen der größten Nachfrager dar. Gerade der 
Staat (also Bund, Länder und auch Gemeinden) muss diese Nachfragemacht sinnvoll 
einsetzen, Bei der Vergabe von staatlichen Aufträgen müssen deshalb immer soziale 
und ökologische Kriterien berücksichtigt werden. 

Für eine nachhaltige und artgerechte Tierhaltung  

Skandale um Massentierhaltungsanlagen reißen nicht ab und verunsichern die 
Verbraucherinnen und Verbraucher. Wegen der unhygienischen Zustände in den 
Mastanlagen greifen immer mehr Produzenten zu Antibiotika. Die Folge ist, dass 
antibiotikaresistente Keime entstehen und auf den Menschen übergreifen können. 
Deshalb muss der Einsatz von Antibiotika in der Massentierhaltung eingeschränkt 
werden. 

Des Weiteren fordern wir ein Umsteuern bei der Tierhaltung. Wir brauchen eine 
Abkehr von der industriellen Tierproduktion hin zu einer Landwirtschaft, die eine 
artgerechte Tierhaltung unterstützt. Tiere müssen als lebende und leidende 
Lebewesen wahrgenommen und auch so behandelt werden. 

Gegen Grüne Gentechnik  

Wir glauben nicht dass die Grüne Gentechnik den Welthunger besiegen wird. Das 
Gentechnik-Prinzip beruht auf einer Monopolisierung der 
Nahrungsmittelproduktion, die den Zugang vieler Menschen zu Lebensmitteln 
verhindern wird und nicht erleichtert. Dass in Ländern des globalen Südens durch 
Monokulturen immer mehr KleinbauerInnen ihrer Existenz beraubt werden, ist auch 
eine Folge der Grünen Gentechnik. Dies lehnen wir strikt ab. Auch der Bedrohung der 
Vermischung von konventionellen und gentechnisch manipulierten Pflanzen und 
deren Pollen ist gefährlich. Vor allem da die langfristigen Wirkungen auf die Umwelt 
oder der Einfluss auf Mensch und Tier nicht erforscht sind. Wir brauchen eine 
nachhaltige und naturnahe Landwirtschaft, um einen freien und gerechten Zugang 
aller Menschen zu Lebensmitteln zu ermöglichen. 

Ernährungsbewusstsein stärken  

Für eine aufgeklärte Gesellschaft, ist es wichtig, nachhaltig und bewusst mit 
Nahrungsmitteln umzugehen. Viele Menschen wissen nicht um die Auswirkungen 
ihrer Ernährungsgewohnheiten. Deswegen ist es wichtig dass die Menschen über die 
Auswirkungen des Konsumverhaltens unserer Gesellschaft aufgeklärt werden. Schon 
in Bildungs- und Erziehungseinrichtungen bei Kindern muss eine Aufklärung 
diesbezüglich stattfinden, aber auch in den Medien und in der Öffentlichkeit. 
Gleichzeitig können Menschen sich nur dann nachhaltig und bewusst ernähren, 
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wenn ihnen die finanziellen Möglichkeiten dafür zur Verfügung stehen. Eine 
Umverteilung innerhalb unserer Gesellschaft ist deshalb Grundvoraussetzung. 

VerbraucherInnenschutz  

Aufklärung über die Herkunft von Lebensmitteln ist eine wichtige Aufgabe für den 
VerbraucherInnenschutz. Um den Menschen Transparenz in der Ernährung zu bieten, 
ist eine Kennzeichnungspflicht von Lebensmitteln ein gutes Mittel. Beispielsweise 
für Lebensmittel die mittels Grüner Gentechnik produziert wurden, sei es das 
Produkt selbst oder Produkten, welche von Tieren stammen die mit 
genmanipulierten Futter ernährt wurden. Aber auch Mindestanforderungen für 
Lebensmittel an Qualität, Anbau und Tierhaltung müssen definiert und kontrollieren 
werden. 
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